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Zwei Fremdsprachen in der Primarschule bleiben Pflicht
Zuger Primarschülerinnen und -schüler sollenweiter Englisch und Französisch lernen.

Harry Ziegler

«WerkenundGrundkompeten-
zen statt Fremdsprachen in der
Primarschule» – so lautet der
Titel eines Postulats aus der
FDP-Fraktion im Kantonsrat.
Darin wird die Regierung ein-
geladen, «dem Bildungsrat
einenVorschlag zurAnpassung
des Lehrplans auf der Primar-
stufe vorzulegen, welcher die
heute für Frühenglisch und
Frühfranzösisch verwendeten
Stunden streicht und diese auf
praktischen Werk- und Hand-
arbeitsunterricht sowie auf
Deutsch- und Mathematik-
unterricht verlegt.»

Die Antwort des Regie-
rungsrates liegt nun vor. Er hält
wenig vom Begehren der Pos-
tulierenden.DieAntwort stützt
sich dabei einerseits auf frühe-
re Leistungsmessungen ab, an-
dererseits auf eine Volksab-
stimmung aus dem Jahr 2006.
Die Initiative «EineFremdspra-

che auf der Primarstufe»wurde
damals von den Stimmenden
mit 58 Prozent abgelehnt. Die
Leistungsmessungen aus dem
Jahr 2015 zeigten, dass die Zu-
ger Schülerinnen und Schüler
im Zentralschweizer Vergleich
besser abschnitten.

Französisch:Zughatauch
nichtgeglänzt
DieMotivation für dasErlernen
der englischen Sprache sei je-
doch höher als jene für Franzö-
sisch. Und: Die Defizite im
Französischbestünden«primär
in den Fähigkeiten Hören und
Sprechen», heisst es in der re-
gierungsrätlichen Antwort. Als
Reaktion darauf wurden die
Austauschprogramme mit der
Romandie ausgebaut und die
Lehrmittel angepasst. Zudem
wurde die Alltagskommunika-
tion in Französisch verstärkt in
denUnterricht eingebaut.

«Der Bildungsrat spricht
sich deutlich gegen die Strei-

chung beider Fremdsprachen
aus. Er teilt die Bedenken hin-
sichtlich der teils sehr schwa-
chen Deutschkenntnisse der
Schülerinnen und Schüler am
Endeder obligatorischenSchul-
zeit», so derRegierungsrat.Die
Postulierenden hatten entspre-
chende Bedenken geäussert.

Allerdings seien im Kanton
Zugweder inMathematik noch
inDeutsch Lektionen abgebaut
worden, um Französisch und
EnglischdienotwendigeUnter-
richtszeit zu verschaffen. Aber
auch der Bildungsrat stelle fest,
dass die kritische Diskussion
ums Frühfranzösisch in der
DeutschschweizanFahrt gewin-
ne. Wobei «der Kanton Zug
beim Abbau aber nicht Pionier
sein muss, sondern die Diskus-
sion mit einer gewissen Ergeb-
nisoffenheit beobachten soll».

Der Bildungsrat räumt in
seiner Stellungnahme an die
Regierung ein, dass auch der
KantonZug«imZentralschwei-

zer Frühfranzösisch-Vergleich
zwar auch nicht glänzte, aber
doch besser als die anderen
Kantone abschnitt».

Englisch ist inZug
notwendig
Insbesondere die Rektorin und
dieRektorendergemeindlichen
Schulen sindgegeneinenAbbau
der Fremdsprachen auf der Pri-
marstufe. Denn: Englisch sei
«für den international ausge-
richteten Wirtschaftsstandort
Zug essenziell», heisst es in der
Regierungsantwort. Ohne soli-
deEnglischkenntnisse, so sei zu
befürchten, seien Zuger Absol-
ventinnen und Absolventen im
internationalen Arbeitsmarkt
benachteiligt. Das müsse ver-
miedenwerden.

Französischhingegen spiele
als eine Landessprache «eine
zentrale Rolle für die nationale
Kohäsion und den Austausch
zwischen den Sprachregionen
der Schweiz.» Ausserdem sei

FranzösischeineAmts-undVer-
kehrssprache. «Gute Franzö-
sischkenntnisse erleichternden
interkantonalen Austausch, sei
es im Bildungsbereich, in der
Politik oder in derWirtschaft»,
argumentieren die Rektorate.

Die schweizerische Bil-
dungspolitik sei stark von der
interkantonalen Zusammen-
arbeit geprägt. Sie diene der
Harmonisierung des Bildungs-
wesens. Eine Abweichung vom
einheitlichen Sprachmodell –
einer Empfehlung der Erzie-
hungsdirektorenkonferenz –
würde unter anderem die Ver-
gleichbarkeit der Abschlüsse
beeinträchtigen.

DerRegierungsrat lehnt die
Streichung beider Fremdspra-
chen auf der Primarstufe ab.
Die Einführung sei nicht zulas-
ten derKernfächer erfolgt. Das
Postulat sei nicht erheblich zu
erklären. Die Behandlung ist
für dieKantonsratssitzung vom
1. Mai traktandiert.

Aus für einen neuen Kantonsratssaal
Der Landsgemeindeplatz in Zug bleibt erhalten, sowie er ist. Das Landtausch-Geschäft wurde krachend versenkt.

Harry Ziegler

Aus dem Bau eines neuen Kan-
tonsratssaals auf dem Zuger
Landsgemeindeplatz wird
nichts. Der Grosse Gemeinde-
rat der Stadt Zug (GGR) hat am
Dienstagabend mit der Unter-
stützungdesgesamtenStadtrats
einenLandtauschmitdemKan-
ton abgelehnt. Einstimmig mit
35 zu 0 Stimmen.

Darum geht es beim Land-
tausch: Der Kanton Zug plant
südlich des Regierungsgebäu-
des einen neuen Saal für den
ParlamentsbetriebdesKantons-
rats und des Grossen Gemein-
derats der Stadt Zug. Ein Neu-
baudesKantonsratssaalswürde
den Abbruch der Voliere Nord
sowiedesKiosksundderöffent-
lichen Toilettenanlagen bedin-
gen. Die alte Silberlinde bliebe
bestehen.DerNeubausollte auf
einer Teilfläche von etwa 610
Quadratmetern des Grund-
stücksdirekt nebendemRegie-
rungsgebäude erstellt werden.

Das Grundstück gehört der
Einwohnergemeinde Zug. Für
diesesmuss der Kanton gleich-
wertigenErsatz inderStadt leis-
ten oder dafür rund 1,8 Millio-
nen Franken bezahlen, sollte
sich –was sichabzeichnet – kein
gleichwertigerErsatzfinden las-
sen. Gegen die Pläne des Kan-
tons regt sich starker Wider-
stand. Nicht nur in der städti-
schen Politik, sondern auch in
der Bevölkerung.

Stadtrat stellt sich
gegendenKanton
Vor Aufnahme der eigentlichen
Diskussion sprach Stadtrat Urs
Raschle, Vorsteher des Finanz-
departements, zur Haltung des
Gremiums. Er zeigte auf, wes-
halbder StadtratdenVorvertrag
mit dem Kanton überhaupt
unterzeichnet habe. «Es ging
dem Stadtrat darum, eine öf-

fentliche Diskussion führen zu
können», so Raschle. Dies, um
dieDemokratie zu pflegen.

Nach weiteren Diskussio-
nen im Stadtrat lasse sich klar
sagen: «Ein Bau an diesem
Standort ist kaum mehr mög-
lich.» Der Stadtrat schliesse
sich der Ablehnung der Ge-
schäftsprüfungskommission
und der Bau- und Planungs-
kommission des GGR an. Im
Sinne von: «Wenn du ein totes
Pferd reitest, steig abundnimm
ein neues», sagte Raschle.

Tatsächlich sei dasGeschäft
des Regierungsrats sehr dilet-

tantisch aufgegleistworden, er-
klärtenmehrere Fraktionsspre-
cher. Diese zeigten sich selten
einmütig in der Ablehnung des
Geschäfts sowie in der Argu-
mentation, weshalb sie dieses
Geschäft mit dem etwas sperri-
gen Namen «Immobilien: Vor-
vertrag zueinemTauschvertrag
zwischen der Einwohnerge-
meinde Zug und dem Kanton
Zug betreffend Grundstück Nr.
2030 (ErweiterungRegierungs-
gebäude); Genehmigung» in
Bausch und Bogen ablehnten:
«Braucht’s einen neuen Kan-
tonsratssaal überhaupt?» «Wo

ist der Deal, wenn der Kanton
nicht einmal geeignetes Land
zumTauschhat?»«DieserNeu-
bau wäre ein städtebaulicher
Sündenfall.»Oder«Wirmüssen
diese Perle bewahren.»

Für den Kanton Zug heisst
dasnunwohl, dass er aufdie Su-
chenacheinemneuenStandort
für einenKantonsratssaal gehen
muss.Vorgeschlagenwurden in
der Diskussion unter anderem
beispielsweise erneut das alte
Kantonsspital oder der Theiler-
platz. Und Gemeinderätin Ma-
riannHegglinbrachte eineMei-
nung im Rat auf den Punkt:

«Warum muss ein neuer Kan-
tonsratssaal denn überhaupt in
der Stadt Zug sein?»

Die IGErhalt Landsgemein-
deplatz, die sich gegen einen
Neubau einsetzte, zeigte sich in
einer Mitteilung erfreut. «Die
IG begrüsst diesen deutlichen
Entscheid, daer einenderwert-
vollstenöffentlichenRäumeder
Stadt vormassiverÜberbauung
schützt.» Die IG erwartet, dass
der Kanton bei künftigen Pla-
nungen für einen Kantonsrats-
saal alternativeStandorte ernst-
haft prüfe und dabei die Bevöl-
kerungfrühzeitigmiteinbeziehe.

«Es geht nicht darum, grund-
sätzlichgegeneinenneuenKan-
tonsratssaal zu sein, sondernum
die Wahl eines geeigneten
Standorts, der dem Charakter
der Stadt Zug gerecht wird und
nicht auf Kosten wertvoller öf-
fentlicher Räume geht.»

AbruptenStopp
vermeiden
Beratenwurde über die Teilre-
visiondes Stadtratsreglements.
Bisher arbeitete dieser im
Hauptamt, also in einembesol-
detenPensumvon80Prozent.
Das sei nichtmehr zeitgemäss.
Die Arbeitsbelastung eines
Stadtratsmitglieds beträgt im
Durchschnitt zwischen60und
70 Stunden pro Woche. Nun
soll vomHaupt- insVollamt ge-
wechselt werden. Es folgt eine
zweite Lesung.

DemStadtrat zuBerichtund
Antrag überwiesenwurden zu-
demdieMotionvonEstherAm-
bühl Tarnowski, SP, und Mit-
unterzeichnernbetreffendver-
änderte Gesamtsituation
–ÜberprüfungderErweiterung
Schulanlage Guthirt. Die Mo-
tion sollte ursprünglich dring-
lich erklärt werden. Stadträtin
Eliane Birchmeier beantragte
dieAblehnungderDringlicher-
klärung.Diesewürde zueinem
sofortigen Stopp der bereits
weit fortgeschrittenenPlanung
führen, und man müsste auf
Feld 1 wieder beginnen. «Der
Stadtrat ist aber in der Lage,
demGGR innert zweierMona-
te Bericht undAntrag zu unter-
breiten», so Birchmeier.

Überwiesen wurde ebenso
ein Postulat der SVP-Fraktion
betreffend Stadtzuger Honig –
einnachhaltigerPilotversuch! In
Anschluss andie Sitzungwurde
Stadtschreiber Martin Würmli
verabschiedet. Der 46-Jährige
war seit 2014 im Amt. Nachfol-
gerWürmlis ist BeatWerder.

Aus einem neuen Kantonsratssaal auf dem Landsgemeindeplatz wird nichts. Das Zuger Stadtparlament lehnte einen Landtausch mit dem
Kanton Zug ab. Bild: zvg

«DerBildungs-
rat spricht sich
deutlich
gegendie
Streichung
beiderFremd-
sprachenaus.»

AusderAntwort
desRegierungsrats


